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§ 20  Örtliche Unzuständigkeit bei Erteilung des Auftrags 
 
(1) Ist der Gerichtsvollzieher für die Erledigung eines mündlich erteilten Auftrags örtlich unzuständig, so 
verweist er den Auftraggeber an den zuständigen Gerichtsvollzieher.

(2) 1Ist der Gerichtsvollzieher für einen ihm schriftlich erteilten Auftrag nicht zuständig, so gibt er ihn nach 
Eintragung in das Dienstregister

1.  falls der Auftrag im eigenen Amtsgerichtsbezirk oder in einem zugeschlagenen Bezirk des Amtsgerichts 
zu erledigen ist, unverzüglich an den zuständigen Gerichtsvollzieher ab, der den Auftraggeber umgehend 
von der Übernahme des Auftrags zu benachrichtigen hat;

 
2.  falls der Auftrag in einem anderen Amtsgerichtsbezirk zu erledigen ist, unter Benachrichtigung des 
Auftraggebers an das zuständige Amtsgericht weiter; ist dies nicht angängig oder zweckmäßig, so ist der 
Auftrag dem Auftraggeber mit entsprechender Mitteilung zurückzusenden; § 802e ZPO bleibt unberührt.

 
2Der Verbleib des Auftrags ist im Dienstregister unter Angabe des Tages der Abgabe und der vollen 
Anschrift des Empfängers zu vermerken.


